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1919: 
Gründungsprogramm der deutsch-demokratische Jugendbewegung der 
Deutschen demokratischen Partei 
Der Berliner Jugend=Tagung unterbreitet von der Breslauer Jugendvereinigung 
§ 1. Wir fordern „Demokratie". 
Überwindung des politischen Gegensatzes von Herrschenden und Beherrschten durch wachsende Solidarität. Wir
bekämpfen die Anschauung, daß bei politischen Meinungsverschiedenheiten den Forderungen der Demokratie schon
durch  die bloße Feststellung des Mehrheitswillens genügt sei. Abstimmungsergebnisse sollen regelmäßig den
Ausgangspunkt für eine Verständigung  mit den in der Minderheit gebliebenen Volksteilen bilden. Nur wo die
Minderheit selbst den Vergleich ablehnt oder sich freiwillig dem Mehrheitswillen unterordnet, bleibt dieser allein
maßgebend.
§ 2. Dieses demokratische Prinzip wollen wir in Deutschland und im Völkerleben durchführen. 
Wir fordern deshalb den Ausbau des internationalen Privatrechts und des Völkerrechts und treten insbesondere für
die Bestrebungen ein, die geeignet sind, die Kriege einzuschränken oder aus der Welt zu schaffen. Wir wünschen ein
obligatorisches Schiedsgerichtsverfahren. 
Wir fordern ein internationales Arbeiterrecht. Wir erstreben einen  Völkerbund, der auf dem Grundsatz der
Gleichberechtigung aufgebaut ist,  die innere Entwicklung Deutschlands nicht beeinträchtigt und seinen Lebens-
notwendigkeiten Rechnung trägt.  Wir wollen an den allgemeinen Kulturaufgaben der Menschheit mitarbeiten. Wir
halten es für eine wichtige Aufgabe, die gegenseitige Annäherung der Völker nach Kräften zu fördern. Zu diesem
Zwecke fordern wir Maßnahmen, durch welche die Kenntnis der fremden Völker bei uns vertieft und in weitere Kreise
verbreitet wird.
§ 3.  Unbeschadet unserer auf Völkerverständigung gerichteten Bestrebungen fordern wir die  Pflege der
nationalen Eigenart und Kultur, die Stärkung des nationalen Gemeinsinnes. 
Wir stehen fest auf dem Boden des nationalen Staates, denn nur der nationale  Staat vermag die unabhängige
Entwicklung des deutschen Volkes zu  verbürgen und die kulturelle Eigenart und Bedeutung unseres Volkes  zu
wahren und zu schützen.  Wir erblicken in den Nationen große historische Persönlichkeiten, die  das Recht der
Selbstbestimmung zu beanspruchen haben. Dieses Rechtnehmen wir selbstverständlich auch für das deutsche Volk
in Anspruch und fordern die Möglichkeit der freien Entfaltung aller seiner Kräfte und Anlagen nach innen und außen.
Für deutsche Volksteile in fremden Staaten fordern wir die Möglichkeit der freien Betätigung ihrer nationalen Eigenart
(eigene Schulen usw.). Dieselben Rechte sollen auch nicht-deutschen Volkssplittern im Deutschen Reiche gewährt
werden.
§ 4. Wir wollen ein einiges, einheitliches Deutsches Reich.
Beim Reiche sollen verbleiben die bisher dazu gehörigen Länder in den Grenzen, die das Selbstbestimmungsrecht
der Völker, unter Wahrung der Lebensnotwendigkeiten des Reiches, zieht.
In den Reichsverband sollen alle Länder aufgenommen werden  können, deren Bevölkerung aus Grund des
Selbstbestimmungsrechtes  die Aufnahme wünscht.  Im einigen Deutschen Reich haben Einzelstaaten mit den
bisherigen Befugnissen keinen Raum mehr. An ihre Stelle treten die Gliedstaaten des Reiches, auf Stammeseigenart
und Kultur, geschichtliche und wirtschaftliche Gemeinschaft gegründete Selbstverwaltungskörper. Sie sollen in ihrer
Größe und ihren staatsrechtlichen Befugnissen die rechte Mitte finden zwischen dem alten Einzelstaat (Bundesstaat)
und der Provinz. Die Bildung neuer Gliedstaaten ist von der Zustimmung des Reiches abhängig. Die Vertretung nach
außen ist ausschließlich Reichssache. Es gibt nur ein einheitliches deutsches Heer. Das Reich regelt und verwaltet
das ganze Verkehrswesen (Eisenbahn, Wasserstraßen, Luftverkehr, Post usw.). Das Reich ordnet gesetzlich Steuern
und Zölle nach einheitlichem System; nur bestimmte Steuern und Einnahmen überläßt es im Rahmen dieses Systems
den ihm eingeordneten Gliedstaaten. Das Reich kann seine Zuständigkeit mit einfacher Gesetzgebung (ohne
Verfassungsänderung) ausdehnen. Reichsrecht bricht Landesrecht!  Ein einiges deutsches Staatsbewußtsein muß
allen Partikularismus überwinden.
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§ 5  Wir fordern für die deutsche Republik ein  politisches Parlament als den alleinigen Träger  des
Volkswillens.
Alle mündigen deutschen Männer und  Frauen wählen hierzu nach dem gleichen, geheimen und direkten
Verhältniswahlrecht, das wahrhaft demokratisch auszugestalten ist. Die  Legislaturperiode des Parlaments darf
höchstens drei Jahre betragen.  Dem politischen Parlament stehen als beratende Körperschaften die  beiden
folgenden zur Seite

a) die der regionalen Gliederung des deutschen Volkes Rechnungtragende Vertretung der Stämme 
(Reichsrat)

b)  die der beruflichen Schichtung des deutschen Volkes Rechnungtragende Vertretung der schaffenden 
Volksgenossen. 

Die beratenden Körperschaften gehen nicht aus Urwahlen hervor. Die  Mitglieder des Reichsrates werden von
Regierung und Landtag der Gliedstaaten entsandt. Sie sind an keinerlei Instruktionen gebunden, sondern stimmen
nach ihrer freien persönlichen Überzeugung. Die Vertretung des schaffenden Volkes wird nach den von der
Nationalversammlung aufzustellenden Grundsätzen des Rätesystems gewählt.
Der Präsident der deutschen Republik wird durch Urwahl von,  deutschen Volke gewählt. Er ernennt alle
Reichsminister lediglich nach Maßgabe ihrer persönlichen Tüchtigkeit. Den Parteien steht kein Präsentationsrecht zu,
die Reichsminister bedürfen jedoch zu ihrer Amtsführung des Vertrauens der Parlamentsmehrheit. 
§ 6. Unseren demokratischen Grundsätzen entsprechend lehnen wir es ab, die Verteidigung des Vaterlandes
gegen innere und äußere Feinde einer bezahlten Söldnerschar zu überlassen. 
Wir fordern die allgemeine Wehrpflicht. Das auf Disziplin und Kameradschaft begründete deutsche Volksheer, aus
dem jede Standesprivilegien verbannt sind,  muß stark genug sein, um Ruhe und Frieden im Innern aufrecht  zu
erhalten und unsere Grenzen gegen jeden Angriff zu schützen. Internationale Abrüstung, gleichmäßig für alle Länder,
ist zu erstreben, berührt jedoch den Grundsatz der allgemeinen Wehrpflicht nicht.
§ 7. Wir fordern die Überwindung von Klassenhaß und Klassenkampf durch Betätigung sozialer Gesinnung
im politischen, beruflichen und persönlichen Leben. 
Im politischen Leben fordern wir durchgreifende staatliche und kommunale Maßnahmen zur schnellen Behebung der
sozialen Notstände, besonders der Landnot, Wohnungsnot, Kleidungsnot  und Lebensmittelnot. Darüber hinaus
fordern wir im beruflichen und persönlichen Leben nicht nur die selbstverständliche, bereitwillige Durchführung der
behördlichen sozialen Maßnahmen, sondern deren weitgehende, freiwillige Ergänzung mit dem Ziel der
Durchdringung der gesamten Lebensführung mit sozialem Geiste. Anstelle von Armen-Unterstützung und vereinzelter
Wohlfahrtsmaßnahmen fordern wir den  großzügigen, einheitlichen Ausbau der gesamten Wohlfahrts- und
Gesundheitspflege — besonders der Jugendfürsorge und -pflege in Reich, Staat und Gemeinde auf der Grundlage
der Selbstverantwortlichkeil und  der tätigen Mitwirkung aller beteiligten Volkskreise.  Wir fordern energische
Durchführung und Ausbau der Bestimmungen  über Arbeiterversicherung und Arbeiterschutz unter weitgehender
Mitwirkung der Arbeiterschaft bei der Durchführung aller Maßnahmen,  Arbeitslosenversicherung an Stelle von
Erwerbslosenunterstützung. Den Grundsätzen der Bodenreformer stimmen wir von ganzem Herzen zu und fordern
ihre baldmöglichste Verwirklichung.

Diskussionsangebot: 
Die Grenzen der eigene Kommunikationsblase überwinden! 

Dieser politische Beschluss ist zwar kein Hauptgewinn. 
Ist aber ein Gesprächsangebot am Infotisch. 
War der Beschluss damals richtig? Wie ist das heute zu sehen? 
Mehr Publikationen und historische Materialien im Radikaldemokratischen Archiv auf Radikaldemokraten.de, eine 
Plattform des 



Historischer Beschluss 

§  8.  In der Wirtschaftspolitik erstreben wir die  Gewährleistung einer ausreichenden Mindestversorgung
(Existenzminimum) aller Volksgenossen. 
Dazu ist  erforderlich: Anstelle der bisherigen anarchischen Produktion unter  rein privatwirtschaftlichen
Gesichtspunkten, Stetigkeit der Güterbeschaffung und den Interessen der Volkswirtschaft entsprechende Regelung
der Güterverteilung. Je nach der Gestaltung der wirtschaftlichen Weltlage wird unsere Wirtschaftspolitik sich auf die
Eigenversorgung des Reiches  einstellen müssen oder weltwirtschaftliche Ziele erstreben können. Grundsätzlich
fordern wir, daß sich die Produktion nach dem Bedarf der Wirtschaftseinheit (Individuum, Kommune, Zweckverband,
Staat) richtet. Darüberhinausgehende Warenproduktion erscheint uns nur insoweit zulässig, als die Wirtschaftseinheit
auf den Einkauf fremder Wirtschaftsgüter gegen eigene Überschüsse angewiesen ist. Das volkswirtschaftliche Leben
ist so zu regeln, daß die gesteckten Ziele unter möglichst geringen Opfern an Naturschätzen und Menschenkraft
erreicht werden. Nur die volkswirtschaftliche Zweckmäßigkeit darf über die Wahl der Formen (Individual-, Verkehrs-
oder Gemeinwirtschaft) für die einzelnen Zweige des Wirtschaftslebens entscheiden; die Freiheit der arbeitsleitenden
Persönlichkeiten ist ebenso unentbehrlich wie die Aussicht des Staates über die Ausnutzung von Boden und die
Volkskraft und den Wirtschaftsverkehr.
Für die Vergesellschaftung der Produktionsmittel (Sozialisierung), deren grundsätzliche Ablehnung ebenso aus
politisch-psychologischen wie wirtschaftlichen und rechtlichen Gründen bekämpft werden muß, ist die Eigenart und
der Stand der Entwicklung der verschiedenen  Produktionszweige maßgebend. Wo leichte Beweglichkeit der
Betriebsführung und schnelle Entschlußfähigkeit wesentliche Erfordernisse sind muss der freie Wettbewerb erhalten
werden; auf den Gebieten mit  überwiegender Verwaltungstätigkeit und in monopolistisch entwickelten
Wirtschaftszweigen können gemeinwirtschaftliche Betriebsformen Platz greifen. 

§ 9. Die Aufstellung eines umfassenden grundsätzlichen Finanz-Programms ist im gegenwärtigen Augenblick
nicht möglich. 
Nur einige Richtlinien für die Steuerpolitik können hier vorgezeichnet werden
Die Besteuerung hat zu erfolgen nach der Leistungsfähigkeit, mithin  Progression unter Berücksichtigung der
Versorgungspflicht (Kinderzahl und dergleichen). Alle Steuerprivilegien fallen fort. Die Durchführung des unitarischen
Grundsatzes auch auf dem Gebiet des Steuerwesens wurde bereits oben (§4) gefordert. Das fundierte, lediglich aus
Vermögensnutzung gezogene Einkommen ist stärker zu besteuern das unfundierte, durch geistige oder körperliche
Arbeit erworbene Einkommen, das mit dem Tode fortfällt, während das Renteneinkommen den Hinterbliebenen bleibt.
Bei der Grundsteuer ist ein höherer Satz zu erheben von unbebauten, zur Bebauung geeigneten Grundstücken als
von bereits bebauten. Die Veranlagung hat zu erfolgen nach dem von dem Eigentümer selbst geschätzten Werte. Um
Betrug zu verhindern, hat die Gemeinde das Recht, das Grundstück im Falle nachweislich falscher Einschätzung zu
diesem selbst geschätzten Werte zu erwerben. Die großen Vermögen sind regelmäßig stark nach oben gestaffelt zu
besteuern. Jede Erbschaft ist zu besteuern. Die Sätz wachsen mit der  Höhe des Wertes und dem Grade der
Entfernung der Verwandtschaft  des Erben mit dem Erblasser unter Berücksichtigung der Anzahl der  Erben. Um
Hinterziehung zu verhindern, ist eine gleichartig gestaffelte Schenkungssteuer notwendig. Die Immobilien-Verkehrs-
Steuer soll aufs stärkste den Konjunktur- und Spekulationsgewinn treffen, sie wird umso höher, je kürzere Zeit das
Objekt in der Hand des Verkäufers war. Die Steuerveranlagung auf dem Lande hat nicht durch die Landräte, sondern
durch besondere, hauptamtlich dafür angestellte Beamte zu erfolgen, die durch paritätisch aus Besitzern von großen
und kleinen  Gütern sowie geeigneten Persönlichkeiten der nächsten Städte zusammengesetzte Kommissionen
unterstützt werden. Bei den indirekten Steuern sind die notwendigen Lebensbedürfnisse möglichst zu schonen, die
Luxusartikel umso schärfer heranzuziehen. Die Kriegsgewinne sind scharf zu erfassen. Es geht nicht an, daß der
Krieg, den die Gesamtheit verloren hat, für den einzelnen ein Gewinn ist.
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§ 10. Wir fordern als Organ der neuen deutschen Erziehung die Einheitsschule. 
Aufsteigend vom Volkskindergarten bis zur Volkshochschule und Universität soll sie der Entfaltung aller im Volke
schlummernden Anlagen und Kräfte dienen. Danach trennen sich die Schulgattungen nicht nach materiellem Besitz,
sondern nach Begabungsunterschieden. Die einheitliche Methode für Unterricht und Erziehung aus allen Stufen ist
die sogenannte Arbeitsschulmethode.  Dazu ist erforderlich pädagogial einheitlich vorgebildeter Lehrerstand.  Die
Schule bildet mit dem übrigen Volksleben eine organische Einheit, die praktisch durch Schulsynoden aus Vertretern
der Lehrer, Eltern und der Geistlichkeit, der Wissenschaft, Kunst und Technik usw. herzustellen ist.
§ 11. Der Kulturstaat hat am religiösen Leben höchstes Interesse, doch besteht seine Aufgabe lediglich darin,
die Entfaltung und Verinnerlichung des religiösen Lebens sicherzustellen. 
Alle Staatsbürger genießen  volle Glaubens- und Gewissensfreiheit und staatlichen Schutz für  ungestörte
Religionsübung. Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte, sowie die Zulassung zu öffentlichen Ämtern
ist unabhängig  von dem Religionsbekenntnis.  Es gibt keine Staatskirche. Die Religionsgesellschaften sind
unabhängig vom Staat, genießen aber seinen Schutz; sie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbständig
innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Alle anerkannten Religionsgesellschaften und die bisher mit
Korporationsrechten ausgestatteten Religionsgemeinschaften haben die Rechte einer öffentlichen Korporation mit
dem Recht der Selbstbesteuerung.  Andere Religionsgesellschaften können diese Rechte durch Reichsgesetz
erlangen. Dem religiösen Bedürfnis der deutschen Jugend muß in weitgehenden Maße Rechnung getragen werden.
An allen Schulen  muß konfessioneller Religionsunterricht und religionskundlicher Unterrichterteilt werden.  Der
Schüler kann sich an beiden, er muß sich an einem  beteiligen Die Entscheidung darüber steht bis zum 14.
Lebensjahre bei den Eltern der Schüler, von da ab bei diesen selbst. Ein Zwang zur Erteilung des konfessionellen
Religionsunterrichts darf auf den Lehrer nicht ausgeübt werden. Jede geistliche Aufsicht und Leitung des staatlichen
Religionsunterrichts muß unterbleiben. Doch steht den Religionsgesellschaften beratenden Einfluß auf die Vorbildung
der Religionslehre zu. Durch die Schaffung von Schulsynoden soll eine vertrauensvolle Arbeitsgemeinschaft und ein
gegenseitiger Austausch zwischen den  Vertretern von Kirche und Schule gesichert werden.  Die theologischen
Fakultäten sollen nicht nur wie bisher bestehen bleiben, sondern jede große Religionsgesellschaft soll entsprechend
ihrer Mitgliederzahl an einer oder mehreren Hochschulen durch eine Fakultät vertreten sein.

Das komplette Gründungsbuch aus dem Jahr 1919 zur Seele der Jungdemokraten 
steht neu gesetzt online im Radikaldemokratischen Archiv.
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1919 

Trennung von Kirche und Staat!
§ 9. Staat, Kirche, Religionsunterricht.
Wir fordern die sofortige Einführung des religionskundlichen Unterrichts in allen Lehrerbildungsanstalten und
baldmöglichen Beginn dieses Unterrichts in allen Schulen. Sofortigen Wegfall der zwangsmäßigen Teilnahme der
Dissidentenkinder am konfessionellen Religionsunterricht. Die Trennung von Staat und Kirche ist alsbald einzuleiten,
hat aber in angemessener Übergangszeit zu erfolgen. In dieser Übergangszeit ist der Staat verpflichtet, die vom alten
Staat eingegangenen finanziellen Verpflichtungen restlos zu prüfen.

Komplettes 

Gründungsbuch

1973 Deutsche Jungdemokraten

1) Kirche und Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sind von öffentlichen Körperschaften in
privatrechtlichen  Körperschaften  in  privatrechtliche  Strukturen  umzuwandeln  und  den
allgemeingültigem vereinsrechtlichen Bestimmungen zu unterwerfen

2) Die Kirchensteuer ist durch ein kircheneigenes Beitragswesen zu ersetzen
3) Die bisherigen Staatsverträge mit den Kirchen (Kirchenverträge und Konkordate) sind aufzugheben
4) Die  religiös  und  weltanschaulich  neutrale  Gemeinschaftsschule  ist  als  staatrliche  Regelschule  im

ganzen Bundesgebiet einzuführen. Konfessionell gebunden Religionsuntericht ist nicht mehr Lerfach an
den öffentlichen Schulen

5) Steuerliche  und  Gebührenrechtliche  Sondervorteile  der  Kirchen  und  Religionsgemeinschaften  sind
abzuschaffen

Auszug aus dem Kapitel von Ingrid Matthäus Maier in dem Buch 
Grundrechte verwirklichen – Freiheit erkämpfen (2019) 
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1919 
§  10.  Wir fordern als Organ der neuen deutschen  Erziehung die
Einheitsschule. 
Aufsteigend vom Volkskindergarten bis zur Volkshochschule und Universität soll sie der Entfaltung aller im Volke
schlummernden Anlagen und Kräfte dienen. Danach trennen sich die Schulgattungen nicht nach materiellem Besitz,
sondern nach Begabungsunterschieden. Die einheitliche Methode für Unterricht und Erziehung aus allen Stufen ist
die sogenannte Arbeitsschulmethode.  Dazu ist erforderlich pädagogial einheitlich vorgebildeter Lehrerstand.  Die
Schule bildet mit dem übrigen Volksleben eine organische Einheit, die praktisch durch Schulsynoden aus Vertretern
der Lehrer, Eltern und der Geistlichkeit, der Wissenschaft, Kunst und Technik usw. herzustellen ist.

1979 
DJD -Gesamtschule Schule der Demokratie 

Damir Schüler untr realgleichen Chancen lernen können, fordern wir die Einführung der intergierten Gesamtschule
…Das strategische emanzipatorische Lernen (SEL) ist Form geplanten sozialen Lernens, die sich inhaltlich an der
antikapitalistischen Strukturreformorientiert.  SEL ist  ein  strategisches Lernen,  bei  dem die  Schülern in  konkreten
Aktionen lernen 

 Ziel aufstellen und gewichten
 kollektiv arbeiten
 Bündnispartner zu benennen und zu gewinnen
 Ihr Handeln und seien Konsequenzen einzuschätzen
 Fehlschläge zu verkraften

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